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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Nationalrätin Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) reichte Ende 2017 ein Postulat ein, mit
welchem sie den Bundesrat dazu aufforderte, einen Bericht über die Schweizer
Spitäler und deren zukünftigen Investitionen in Infrastruktur und Technologien
auszuarbeiten. Darin sollten unter anderem Massnahmen zur Verhinderung eines
Wettkampfs um Investitionen aufgezeigt werden, um daraus resultierende
Überkapazitäten zu vermeiden. Gemäss der Postulantin würde der durch die Regelung
der Spitalfinanzierung im KVG verstärkte Wettbewerb zu vermehrten Investitionen in
den besagten Bereichen führen. Dies sei mit einem Kostenwachstum verbunden und
nicht vonnöten. Freilich müssten veraltete Spitalinfrastrukturen erneuert werden,
jedoch steigere sich dadurch auch die Attraktivität der Spitäler, was eine Verzerrung
des Systems zur Folge habe – werden doch die Investitionen durch die laufenden
Einnahmen finanziert, welche in erster Linie von Pauschalen stammen. Laut Carobbio
würden einige Spitäler eine Wachstumsstrategie verfolgen, welche neben den besagten
Überkapazitäten in gewissen Fällen auch Solvabilitätsprobleme mit sich bringe und auf
Dauer nicht für alle Betroffenen aufgehen könne.
In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat darauf, dass mit der Revision der
Spitalfinanzierung, der Einführung der Instrumente der Leistungsfinanzierung sowie der
freien Spitalwahl die Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung und des
Qualitätswettbewerbs gefördert werden solle. Es liege an den Kantonen, die
Spitallandschaft so zu gestalten, dass die einzelnen Krankenhäuser ihre Infrastrukturen
wirksam nutzen könnten und dass sich Einrichtungen für spezifische Leistungen auf
einige wenige Spitäler konzentrieren würden. Richte ein Krankenhaus nichtsdestotrotz
eine zur Erfüllung des Leistungsauftrages nicht notwendige Infrastruktur ein, müsse es
alleine für die Finanzierung aufkommen, weil sich die Vergütung über die Fallpauschale
auf die erbrachten Leistungen beziehe, nicht auf die verfügbare Infrastruktur. Da es
dank dem medizinischen Fortschritt zunehmend möglich sei, Behandlungen vom
stationären zum ambulanten Bereich zu transferieren, sei es essentiell, unnötige
Investitionen und Überkapazitäten zu vermeiden. Sowohl die Machbarkeitsstudie
„Finanzierung der Investitionen und gemeinwirtschaftlichen Leistungen von Spitälern"
wie auch die Studie in Erfüllung der Motion „Transparenz bei der Spitalfinanzierung
durch die Kantone" untersuchten die Spitalinvestitionen im Zeitraum 2010-2014
respektive 2016. Der Bundesrat pflichtete der Postulantin bei, dass weitere
Untersuchungen bezüglich der zukünftigen Spitalinvestitionen und Massnahmen zur
Vermeidung von Überkapazitäten erforderlich seien. Daher beantragte er die Annahme
des Vorstosses.
Mitte März 2018 folgte der Nationalrat dieser Empfehlung und nahm das Postulat
stillschweigend an. 1

POSTULAT
DATE: 16.03.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB NR, 2018, S. 533
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